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Die Hamburger wollen keine Schulreform
Niederlage des schwarz-grünen Projekts an der Urne
Die Hamburger Stimmbürger haben am Sonntag die Schulreform ihrer schwarz-grünen Regierung in einer verbindlichen Volksabstimmung klar abgelehnt.
Ulrich Schmid, Berlin
Hamburgs regierende Christlichdemokraten haben am Sonntag einen Doppelschlag einstecken müssen. Zunächst gab am späteren Nachmittag der seit neun Jahren amtierende Bürgermeister Ole von Beust seinen Rücktritt auf den 25. August bekannt, und gegen Mitternacht wurde klar, dass die Gegner der schwarz-grünen Schulreform, welche auf eine gemeinsame Primarschulzeit von sechs Jahren abzielt, in einer Volksabstimmung klar gesiegt hatten.

Die Reformgegner der Initiative «Wir wollen lernen!» erreichten das erforderliche Quorum von mindestens 247 335 Ja-Stimmen (20 Prozent der Berechtigten) mühelos. Laut dem vorläufigen amtlichen Endergebnis stimmten 58 Prozent der Volksinitiative «Wir wollen lernen!» zu; 42 Prozent lehnten sie ab. Die Reformvorlage der Bürgerschaft, über die gleichzeitig abgestimmt wurde, erzielte 45,5 Prozent Ja-Stimmen und 54,5 Prozent Nein-Stimmen. Die Beteiligung beim ersten verbindlichen Volksentscheid der Hansestadt lag bei gut 39 Prozent - eine Enttäuschung für alle Anhänger der direkten Demokratie.

Für die regierende christlich-grüne Koalition ist das Verdikt des Volkes ein herber Rückschlag. Die Reformbefürworter sind der Auffassung, durch längeres gemeinsames Lernen erreiche man mehr Gerechtigkeit im Schulbetrieb und gebe schwächeren Schülern bessere Aufstiegschancen. Die Reformgegner um den Rechtsanwalt Walter Scheuerl glauben dagegen, dass eine längere gemeinsame Primarschulzeit die Gymnasien gefährdet, leistungsstarke Schüler behindert und schwächere benachteiligt.

Die Neugestaltung der Primarschulen war nur ein Teil der Schulreform. Das gesamte Projekt sah vor, dass es ab dem kommenden Schuljahr nur noch drei Schulformen hätte geben sollen: die sechsjährigen Primarschulen, sogenannte Stadtteilschulen sowie Gymnasien. Sowohl die Stadtteilschulen als auch die sechsstufigen Gymnasien sollten alle Abschlüsse bis zum Abitur anbieten. Die Klassengrössen hätten ausserdem auf 23 Schüler begrenzt werden sollen. Angesichts des Defizits in der Hamburger Landeskasse stiessen sich die Reformgegner auch an den projektierten Kosten von 427 Millionen Euro bis zum Jahre 2016.
